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Einleitung 

I. Einführung 

Das Dritte Gesetz zur Durchführung versicherungsrechtlicher Richtlinien 
des Rates der Europäischen Union (EU), kurz Drittes Durchführungsge-
setz/EWG zum VAG genannt, ist am 29. Juli 1994 in Kraft getreten. Die 
damit verbundenen Gesetzesänderungen dienen vor allem der Umsetzung der 
sogenannten "dritten Richtlinien" der EU, die den Binnenmarkt für Versiche-
rungen vollenden sollenl . 

Die Meinungen über mögliche Auswirkungen der neuen rechtlichen Rah-
menbedingungen auf den deutschen Versicherungsmarkt gehen weit ausein-
ander. Sie liegen in der Bandbreite von "tiefster Einschnitt seit Einführung der 
Versicherungsaufsicht im Jahre 1901" bis "es bleibt alles - oder zumindest 
vieles - so wie es war',2. Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft e.Y. (GDV) kommt in einer ersten Bewertung zu dem Ergebnis, daß 
die Vollendung des europäischen Binnenmarktes bereits Veränderungen auf 
dem deutschen Versicherungsmarkt bewirkt hat. Zu Struktureinbrüchen ist es 
allerdings nicht gekommen. Der Wandel vollzieht sich kontinuierlich3 . 

1 Drittes Gesetz zur Durchfiihnmg versichenmgsrechtlicher Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften (Drittes DurchfiihnmgsgesetzJEWG zum VAG) vom 
2l. Juli 1994, BWldesgesetzblatt, Jahrgang 1994, Teil I, S. 1630-1669; Richtlinie des 
Rates 92/491EWG vom 18. Juni 1992 zur Koordinienmg der Rechts- Wld Verwal-
tWlgsvorschriften fiir die Direktversichenmg (mit Ausnahme der LebensversicherWlg) 
sowie zur Ändenmg der Richtlinien 731239IEWG Wld 88/3571EWG (Dritte Richtlinie 
SchadenversicherWlg), AbI. der EG Nr. L 228, 1l. August 1992, S. 1-2; Richtlinie des 
Rates 92/961EWG vom 10. November 1992 zur Koordinienmg der Rechts- Wld Ver-
waltWlgsvorschriften fiir die Direktversichenmg (Lebensversichenmg) sowie zur Än-
denmg der Richtlinien 791267IEWG Wld 90/6191EWG (Dritte Richtlinie Lebensversi-
cherWlg), AbI. der EG Nr. L 360, 9. Dezember 1992, S. 1-2. 

2 o.V.: Eine Revolution fmdet nicht statt, in: VK 1993, S. 21-23; Verband der Le-
bensversichenmgs-Untemehmen e.v. (Hg.): Die deutsche Lebensversichenmg, Jahr-
buch 1993, Karlsruhe 1993, S. 10. 

3 Gesamtverband der deutschen Versichenmgswirtschaft e.v. (Hg.): Die deutsche 
Versichenmgswirtschaft, Jahrbuch 1995, Karlsruhe 1995, S. 13. 

2* 
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n. Vorgehensweise 

Nach der Definition der Regulierungsbegriffe in Kapitel AI. wird in Kapitel 
All. die Regulierung der Märkte im allgemeinen und der Versicherungsmärk-
te im besonderen begründet. Betrachtet werden die Informationsprobleme der 
Versicherungsnehmer und Versicherer, die besondere Gläubigerposition der 
Versicherungsnehmer, die (möglichen) Interessenkonflikte der Versicherungs-
vermittier und die (vergleichsweise) elastische Kapazität der Versicherer. Auf-
gezeigt werden ferner Kosten und Nutzen der Regulierung sowie die mit ihr 
verbundenen Gefahren. In Kapitel AIII. wird ein Grundmodell eines Regulie-
rungssystems entwickelt, das aus Regulierungszielen, -institutionen, -objekten 
und -instrumenten besteht. Darauf aufbauend werden in Kapitel AIY. die 
Eckpunkte der Regulierungssysteme in den EU-Mitgliedstaaten vor Umset-
zung der Richtlinien dargelegt. Das deutsche System steht dabei für die konti-
nentaleuropäischen Mitgliedstaaten, das britische für die angelsächsischen 
Mitgliedstaaten sowie die Niederlande. 

In Kapitel B.I. wird die Liberalisierung als Abbau von rechtlichen Be-
schränkungen des Marktzugangs für ausländische Anbieter und ihre Produkte 
definiert. Die möglichen Marktzugangsbeschränkungen werden in Kapitel 
B.II. besprochen und zwar differenziert nach Tätigkeitsverboten als strengster 
Form, mengenmäßigen Beschränkungen, tarifären Beschränkungen und nach 
nicht-tarif ären Beschfänkungen. In Kapitel B.III. wird die Liberalisierung der 
Märkte begründet. Dabei wird der Versuch unternommen, die Ansätze der 
Theorie des Außenhandels auf die Versicherungsmärkte zu übertragen und auf 
dieser Grundlage die Vorteile der Liberalisierung aufzuzeigen. Eingegangen 
wird auch auf den Ansatz der EU-Kommission, die Kosten der Nicht-Ver-
wirklichung Europas zu quantifizieren. Der Marktzugang kann auf verschie-
dene Weise erfolgen, vor allem durch Produktion von Versicherungsschutz 
und Export in den Mitgliedstaat (oder das Land) des Versicherungsnehmers 
beziehungsweise des versicherten Risikos oder durch Produktion vor Ort. Die 
Zugangsformen werden in Kapitel B.IY. erörtert. In Kapitel B.Y. wird dann 
ein Modell eines liberalisierten Versicherungsmarktes entwickelt, das als 
Maßstab für die in Kapitel D.I. aufgestellte These der "beschränkten liberali-
sierung" dient. Eckpunkte sind die Zulassung und Beaufsichtigung der Versi-
cherer durch eine Aufsichtsbehörde verbunden mit dem Recht, in allen EU-
Märkten ihre Produkte über alle Tätigkeitsformen zu vertreiben und Vermö-
genswerte anzulegen. 

In Kapitel C wird das Regulierungssystem beschrieben, das sich aus den EU-
Richtlinien ergibt, und das Regulierungssystem, das in Deutschland nach Um-
setzung der Richtlinien entstanden ist. Es werden auch Hinweise gegeben auf 
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die Bestimmungen der Mitgliedstaaten, die den Richtlinien als Vorbild gedient 
haben. Die Darstellung erfolgt getrennt nach Regulierungszielen und Regulie-
rungsinstitutionen. Den Regulierungsobjekten werden die maßgeblichen Re-
gulierungsinstrumente zugeordnet. 

Die Liberalisierungseffekte der Richtlinien aus Sicht eines ausländischen 
Versicherers, der auf dem deutschen Markt tätig werden möchte, werden in 
Kapitel D.I. erörtert. Es wird gezeigt, daß die EU-Richtlinien den deutschen 
Versicherungsmarkt nur partiell liberalisieren, daß also von dem in Kapitel B 
entwickelten Modell eines liberalisierten Versicherungsmarktes Abstriche ge-
macht werden müssen. Es bleiben vielfältige rechtliche und faktische Be-
schränkungen bestehen. Diese Beschränkungen werden erläutert und bewertet 
und zwar differenziert nach Tätigkeitsformen, Versicherungszweigen und 
nach Typen von Versicherungsnehmern. Anschließend wird geprüft, welche 
weiteren Maßnahmen der Union oder der Mitgliedstaaten nötig sind, um eine 
weitergehende Öffnung der Versicherungsmärkte zu erreichen4 . In Kapitel 
D.II. werden die Deregulierungseffekte der Richtlinien besprochen. Es wird 
dargelegt, daß die EU-Richtlinien den deutschen Versicherungsmarkt deregu-
lieren und die Struktur des Regulierungssystems verändern. Die Deregulierung 
wird teilweise kompensiert durch staatliche Maßnahmen der Mehrregulierung 
sowie Maßnahmen der Selbstregulierung des Marktes oder der Marktteilneh-
mer. Erörtert wird die zweckmäßige Gestaltung des deutschen Regulierungs-
systems, wobei sowohl die Schutzinteressen der Versicherungsnehmer als auch 
die Anforderungen des Binnenmarktes berücksichtigt werden ("wettbewerbs-
fähiges Regulierungssystem"). Die Struktur der Regulierungssysteme und die 
Regulierungsintensität in den EU-Mitgliedstaaten (und den EWR-Vertrags-
staaten) sind auch nach Umsetzung der EU-Richtlinien unterschiedlich. Da 
ein im Herkunftsland zugelassener Versicherer seine Geschäfte in allen ande-
ren Mitgliedstaaten betreiben darf, kann es zu einem Wettbewerb der Regulie-
rungssysterne kommen. Denn ein Versicherer mit Sitz in einem weniger regu-
lierten Markt kann Vorteile gegenüber Wettbewerbern aus einem stärker re-
gulierten Markt haben. Die Voraussetzungen für einen Wettbewerb der Regu-
lierungssysteme, die Bereiche des Wettbewerbs sowie die möglichen Auswir-
kungen auf die Regulierungsinstitutionen und die betroffenen Regulierungsob-
jekte werden in Kapitel D.III.I. besprochen. In Kapitel D.III.2. wird schließ-
lich kurz auf den Wettbewerb der Regulierungssysteme der Kreditinstitute und 
Versicherer eingegangen. 

4 Die Kommission hat in ihrem Arbeitsprogramm fiir 1996 allerdings angekündigt, 
sich mit neuen Richtlinienvorhaben zurückzuhalten. Sie möchte insgesamt nur 16 
neue Vorschläge vorlegen. 


